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DIE SITUATION IN AFGHANISTAN 

[Resolutionen beziehungsweise Beschlüsse zu dieser Frage wurden vom Sicherheitsrat 
auch 1994, 1996, 1997 und 1998 verabschiedet.] 

Beschlüsse 

  Auf seiner 4039. Sitzung am 27. August 1999 beschloß der Sicherheitsrat, die Vertreter 
Afghanistans, Ägyptens, Finnlands, Indiens, der Islamischen Republik Iran, Japans, Kasach-
stans, Norwegens, Pakistans, Tadschikistans, der Türkei, Turkmenistans und Usbekistans ein-
zuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des Punktes "Die Situation in Afghanistan" teil-
zunehmen. 

  Auf derselben Sitzung beschloß der Rat auf Antrag des Vertreters Burkina Fasos316, den 
Ständigen Beobachter der Organisation der Islamischen Konferenz bei den Vereinten Natio-
nen, Mokhtar Lamani, gemäß Regel 39 der vorläufigen Geschäftsordnung des Rates zur Teil-
nahme einzuladen. 

  Auf derselben Sitzung beschloß der Rat außerdem, den Untergeneralsekretär für politi-
sche Angelegenheiten gemäß Regel 39 der vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme ein-
zuladen. 

  Auf seiner 4051. Sitzung am 15. Oktober 1999 beschloß der Rat, die Vertreter Afghani-
stans und der Islamischen Republik Iran einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des 
Punktes "Die Situation in Afghanistan" teilzunehmen. 

Resolution 1267 (1999) 
vom 15. Oktober 1999 

  Der Sicherheitsrat, 

  in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen, insbesondere der Resolutionen 1189 
(1998) vom 13. August 1998, 1193 (1998) vom 28. August 1998 und 1214 (1998) vom 
8. Dezember 1998, sowie der Erklärungen seines Präsidenten über die Situation in Afghani-
stan, 

  in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhängig-
keit, territorialen Unversehrtheit und nationalen Einheit Afghanistans sowie seiner Achtung 
des kulturellen und historischen Erbes des Landes, 

  mit dem erneuten Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über die anhaltenden Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht und die Menschenrechte, insbesondere die Diskriminierung von 
Frauen und Mädchen, und über die beträchtliche Zunahme der unerlaubten Opiumgewinnung 
sowie betonend, daß die Einnahme des Generalkonsulats der Islamischen Republik Iran durch 
die Taliban und die Ermordung der iranischen Diplomaten und eines Journalisten in Masar-i 
Scharif flagrante Verstöße gegen das geltende Völkerrecht darstellen, 

  unter Hinweis auf die einschlägigen internationalen Übereinkommen zur Bekämpfung 
des Terrorismus und insbesondere die Verpflichtung der Vertragsparteien dieser Übereinkom-
men, Terroristen auszuliefern oder sie strafrechtlich zu verfolgen, 

  nachdrücklich verurteilend, daß afghanisches Hoheitsgebiet, insbesondere die von den 
Taliban kontrollierten Gebiete, nach wie vor zur Beherbergung und Ausbildung von Terrori-
sten und zur Planung terroristischer Handlungen benutzt wird, sowie in Bekräftigung seiner 
Überzeugung, daß die Unterbindung des internationalen Terrorismus für die Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit unerläßlich ist, 

  die Tatsache mißbilligend, daß die Taliban Usama bin Laden weiterhin Zuflucht gewäh-
ren und es ihm und seinen Mithelfern ermöglichen, von dem durch die Taliban kontrollierten 

_______________ 
316 Dokument S/1999/916, Teil des Protokolls der 4039. Sitzung. 
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Gebiet aus ein Netz von Ausbildungslagern für Terroristen zu betreiben und Afghanistan als 
Stützpunkt für die Förderung internationaler terroristischer Operationen zu benutzen, 

  feststellend, daß die Vereinigten Staaten von Amerika gegen Usama bin Laden und sei-
ne Mithelfer unter anderem wegen der Bombenattentate auf die Botschaften der Vereinigten 
Staaten in Nairobi (Kenia) und Daressalam (Tansania) am 7. August 1998 und wegen der Ver-
schwörung zur Tötung amerikanischer Staatsangehöriger außerhalb der Vereinigten Staaten 
Anklage erhoben haben, sowie feststellend, daß die Vereinigten Staaten die Taliban um die 
Überstellung der Betreffenden ersucht haben, damit sie vor Gericht gestellt werden können317, 

  feststellend, daß die Nichtbefolgung der in Ziffer 13 der Resolution 1214 (1998) enthal-
tenen Forderungen durch die Behörden der Taliban eine Bedrohung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit darstellt, 

  unter Betonung seiner Entschlossenheit, die Achtung vor seinen Resolutionen sicherzu-
stellen, 

  tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

  1. besteht darauf, daß die unter der Bezeichnung Taliban bekannte afghanische 
Gruppierung, die sich auch Islamisches Emirat Afghanistan nennt, seinen früheren Resolutio-
nen sofort Folge leistet und insbesondere aufhört, internationalen Terroristen und deren Orga-
nisationen Zuflucht und Ausbildung zu gewähren, daß sie geeignete wirksame Maßnahmen 
ergreift, um sicherzustellen, daß das unter ihrer Kontrolle befindliche Gebiet nicht für terrori-
stische Einrichtungen und Lager oder für die Vorbereitung oder Organisation terroristischer 
Handlungen gegen andere Staaten oder deren Bürger benutzt wird, und daß sie bei den Be-
mühungen, angeklagte Terroristen vor Gericht zu stellen, kooperiert; 

  2. verlangt, daß die Taliban Usama bin Laden ohne weitere Verzögerung an die zu-
ständigen Behörden eines Landes übergeben, in dem gegen ihn Anklage erhoben worden ist, 
oder an die zuständigen Behörden eines Landes, das ihn an das Land übergibt, in dem gegen 
ihn Anklage erhoben worden ist, oder an die zuständigen Behörden eines Landes, in dem er 
festgenommen und effektiv gerichtlich belangt wird; 

  3. beschließt, daß am 14. November 1999 alle Staaten die in Ziffer 4 aufgeführten 
Maßnahmen ergreifen werden, es sei denn, der Rat hat auf der Grundlage eines Berichts des 
Generalsekretärs vorher beschlossen, daß die Taliban der in Ziffer 2 genannten Verpflichtung 
in vollem Umfang nachgekommen sind; 

  4. beschließt außerdem, daß zur Durchsetzung von Ziffer 2 alle Staaten 

  a)  allen von dem Ausschuß nach Ziffer 6 bezeichneten Luftfahrzeugen, die sich im 
Eigentum der Taliban befinden oder von diesen oder in deren Namen angemietet oder betrie-
ben werden, die Erlaubnis zum Start oder zur Landung in ihrem Hoheitsgebiet verweigern 
werden, es sei denn, der betreffende Flug wurde aufgrund von humanitären Erwägungen, ein-
schließlich religiöser Verpflichtungen wie der Durchführung des Haddsch, von dem Ausschuß 
vorab genehmigt; 

  b) Gelder und andere Finanzmittel, einschließlich Gelder, die aus Vermögenswerten 
stammen oder erzeugt wurden, die den Taliban gehören oder direkt oder indirekt ihrer Verfü-
gungsgewalt oder der eines Unternehmens im Eigentum oder unter der Kontrolle der Taliban 
unterstehen, soweit von dem Ausschuß nach Ziffer 6 bezeichnet, einfrieren und sicherstellen 
werden, daß weder diese noch andere so bezeichnete Gelder oder Finanzmittel von ihren 
Staatsangehörigen oder von auf ihrem Hoheitsgebiet befindlichen Personen den Taliban oder 
einem Unternehmen im Eigentum der Taliban oder unter ihrer direkten oder indirekten Kon-
trolle unmittelbar oder zu deren Gunsten zur Verfügung gestellt werden, es sei denn, der Aus-
schuß genehmigt dies von Fall zu Fall aus humanitären Erwägungen; 

_______________ 
317 Siehe S/1999/1021. 
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  5. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, bei den Bemühungen zur Erfüllung der 
Forderung in Ziffer 2 zu kooperieren und weitere Maßnahmen gegen Usama bin Laden und 
seine Mithelfer in Erwägung zu ziehen; 

  6. beschließt, im Einklang mit Regel 28 seiner vorläufigen Geschäftsordnung einen 
aus allen Ratsmitgliedern bestehenden Ausschuß des Sicherheitsrats einzusetzen, mit dem 
Auftrag, die nachstehenden Aufgaben wahrzunehmen, dem Rat über seine Arbeit Bericht zu 
erstatten und Bemerkungen und Empfehlungen dazu vorzulegen: 

  a)  Einholung weiterer Informationen von allen Staaten über die von ihnen ergriffenen 
Maßnahmen zur wirksamen Durchführung der mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen; 

  b) Prüfung der ihm von den Staaten zur Kenntnis gebrachten Informationen über Ver-
stöße gegen die mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen und Empfehlung angemessener Maß-
nahmen als Antwort auf diese Verstöße; 

  c) regelmäßige Berichterstattung an den Rat über die Auswirkungen der mit Ziffer 4 
verhängten Maßnahmen, insbesondere auch über die humanitären Auswirkungen; 

  d) regelmäßige Berichterstattung an den Rat über die dem Ausschuß vorgelegten In-
formationen betreffend angebliche Verstöße gegen die mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen, 
nach Möglichkeit unter Nennung der Personen oder Einrichtungen, die solche Verstöße be-
gangen haben sollen; 

  e) Bezeichnung der in Ziffer 4 genannten Luftfahrzeuge sowie Gelder oder anderen 
Finanzmittel, um die Durchführung der mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen zu erleichtern; 

  f) Prüfung von Anträgen auf Befreiung von den mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen, 
wie in Ziffer 4 vorgesehen, und Beschlußfassung darüber, ob eine Befreiung von diesen Maß-
nahmen für die Leistung von Zahlungen des Internationalen Luftverkehrsverbands an die 
Luftfahrtbehörde Afghanistans im Namen internationaler Fluggesellschaften für Flugsi-
cherungsdienste zu gewähren ist; 

  g) Prüfung der gemäß Ziffer 10 vorgelegten Berichte; 

  7. fordert alle Staaten auf, ungeachtet etwaiger Rechte oder Pflichten aus einer inter-
nationalen Übereinkunft, einem Vertrag oder einer Lizenz oder Genehmigung, die zeitlich vor 
dem Datum des Inkrafttretens der mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen liegen, streng in Über-
einstimmung mit dieser Resolution zu handeln; 

  8. fordert die Staaten auf, gegen ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Personen oder 
Einrichtungen, die gegen die mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen verstoßen, gerichtlich vor-
zugehen und angemessene Strafen zu verhängen; 

  9. fordert alle Staaten auf, mit dem Ausschuß nach Ziffer 6 bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben voll zusammenzuarbeiten, indem sie insbesondere auch die von dem Ausschuß 
gemäß dieser Resolution angeforderten Informationen bereitstellen; 

  10. ersucht alle Staaten, dem Ausschuß nach Ziffer 6 innerhalb von 30 Tagen nach 
dem Inkrafttreten der mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen über die Maßnahmen Bericht zu 
erstatten, die sie im Hinblick auf die wirksame Durchführung von Ziffer 4 ergriffen haben; 

  11. ersucht den Generalsekretär, dem Ausschuß nach Ziffer 6 jede erforderliche Un-
terstützung zu gewähren und im Sekretariat die dafür erforderlichen Vorkehrungen zu treffen; 

  12. ersucht den Ausschuß nach Ziffer 6, auf der Grundlage der Empfehlungen des Se-
kretariats mit den zuständigen internationalen Organisationen, Nachbar- und sonstigen Staa-
ten sowie den betroffenen Parteien geeignete Regelungen zu treffen, mit dem Ziel, die Über-
wachung der Durchführung der mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen zu verbessern; 
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  13. ersucht das Sekretariat, die von Regierungen und aus öffentlichen Informations-
quellen erhaltenen Informationen über mögliche Verstöße gegen die mit Ziffer 4 verhängten 
Maßnahmen dem Ausschuß nach Ziffer 6 zur Prüfung vorzulegen; 

  14. beschließt, die mit Ziffer 4 verhängten Maßnahmen zu beenden, sobald der Gene-
ralsekretär dem Sicherheitsrat berichtet, daß die Taliban der in Ziffer 2 genannten Verpflich-
tung nachgekommen sind; 

  15. bekundet seine Bereitschaft, im Einklang mit seiner Verantwortung nach der Char-
ta der Vereinten Nationen die Verhängung weiterer Maßnahmen in Erwägung zu ziehen, mit 
dem Ziel, die vollinhaltliche Durchführung dieser Resolution zu erreichen; 

  16. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt zu bleiben. 

Auf der 4051. Sitzung einstimmig verabschiedet. 

Beschlüsse 

  Auf seiner 4055. Sitzung am 22. Oktober 1999 beschloß der Sicherheitsrat, den Vertre-
ter Afghanistans einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des folgenden Punktes teil-
zunehmen: 

  "Die Situation in Afghanistan 

   Bericht des Generalsekretärs (S/1999/994)". 

  Auf derselben Sitzung gab der Präsident im Anschluß an Konsultationen unter den Mit-
gliedern des Sicherheitsrats im Namen des Rates die folgende Erklärung ab318: 

  "Der Sicherheitsrat hat den Bericht des Generalsekretärs vom 21. September 1999 
betreffend die Situation in Afghanistan und ihre Auswirkungen auf den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit319 geprüft. 

  Der Rat bekundet erneut seine tiefe Besorgnis über das Andauern des afghani-
schen Konflikts, der eine ernste und wachsende Bedrohung des Friedens und der Si-
cherheit auf regionaler und internationaler Ebene darstellt. Er verurteilt die Taliban 
nachdrücklich dafür, daß sie im Juli 1999, nur eine Woche nach dem Treffen der 
"Sechs-plus-zwei"-Gruppe in Taschkent und trotz der wiederholten Aufforderungen sei-
tens des Rates, die Kampfhandlungen einzustellen, eine neue Offensive eingeleitet ha-
ben. Dies hat die internationalen Bemühungen um die Erleichterung der Wiederherstel-
lung des Friedens in Afghanistan untergraben. Die Kampfhandlungen im Anschluß an 
die Offensive haben zu ungeheurem Leid unter der Zivilbevölkerung Afghanistans ge-
führt. Die Hauptverantwortung dafür tragen die Taliban. 

  Der Rat wiederholt, daß es für den Konflikt in Afghanistan keine militärische Lö-
sung gibt und daß nur eine politische Verhandlungsregelung mit dem Ziel der Bildung 
einer auf breiter Grundlage beruhenden, multiethnischen und in jeder Weise repräsenta-
tiven Regierung, die für alle Afghanen annehmbar ist, zu Frieden und Aussöhnung füh-
ren kann. Er erinnert an seine Forderung, daß die Konfliktparteien, insbesondere die Ta-
liban, die Verhandlungen unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen unverzüg-
lich und ohne Vorbedingungen in uneingeschränkter Befolgung der einschlägigen Reso-
lutionen der Generalversammlung und des Rates wiederaufnehmen. Der Rat stellt fest, 
daß die Vereinigte Front Afghanistans wiederholt deutlich gemacht hat, daß sie bereit 
ist, Gespräche mit den Taliban zu führen, um eine Lösung für die Probleme des Landes 
zu finden.  

  Der Rat wiederholt, daß die Einmischung von außen in die inneren Angelegenhei-
ten Afghanistans, namentlich die Beteiligung ausländischer Kombattanten und ausländi-
schen Militärpersonals und die Lieferung von Waffen und sonstigem in dem Konflikt 

_______________ 
318 S/PRST/1999/29. 
319 S/1999/994. 
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